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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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Bonn, den 19. August 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Besoldungsrecht in der 

Europäischen Atomgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung der 
Regelung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in Italien dienstlich verwendet werden. 

Der Verordnungsentwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsiden- 
ten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 
15. Juni 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichts- 
hofes der Europäischen Gemeinschaften ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht 
abzusehen, üblicherweise verzichten bei derartigen Vorlagen 
die Mitgliedstaaten, in denen die Verordnung nicht zur Anwen- 
dung kommt, auf eine eigene Stellungnahme und schließen sich 
der Haltung des betroffenen Staates an. 

Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Horst Ehmke 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Europäische Gemeinschaften 
Der Rat 


Brüssel, den 19. Juni 1970 


Übersetzung 

Schreiben: des Präsidenten der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, 

Hern Jean REY 

vom: 15. Juni 1970 

an: den Präsidenten des Rates der Europäi- 

schen Gemeinschaften, 

Herrn Pierre HARMEL 

betrifft: Vorschlag für eine Verordnung des 

Rates zur Änderung der Regelung der 
Bezüge und der sozialen Sicherheit der 
Atomanlagenbediensteten der Gemein- 
samen Kernforschungsstelle, die in Italien 
dienstlich verwendet werden. 


Herr Präsident! 

Artikel 17 der Verordnung Nr. 9/63 (Euratom) 
des Rates sieht vor, daß die Grundgehälter der 
Atomanlagenbediensteten unter Zugrundelegung der 
örtlichen Gepflogenheiten und insbesondere der 
Grundbezüge, die in den Industriezweigen gezahlt 
werden, für die der italienische Tarifvertrag „Metal- 
meccanici" gilt, anzugleichen sind. 

Ab 1. Januar 1970 ist ein neuer Tarifvertrag „Me- 
talmeccanici" in Kraft getreten; er sieht insbeson- 
dere grundsätzlich eine einheitliche Erhöhung des 
„Mindestgrundlohns" von 13.500 Lire monatlich für 
die Arbeitnehmer, für die der genannte Tarifver- 
trag gilt, vor. Die Tabelle der Grundgehälter der 
Atomanlagenbediensteten muß somit geändert wer- 
den, um die Übereinstimmung der Bezüge gemäß 
den genannten Vorschriften wiederherzustellen. 

Die mit dieser Anpassung der Bezüge verbundene 
Ausgabe beläuft sich auf 321.500 RE für das Jahr 
1970. Die zur Deckung dieser Ausgabe erforder- 
lichen Mittel sind nicht verfügbar. Die genannten 
Mittel sind daher in den Posten 241 einzusetzen. 

Andererseits ist die unter Artikel *4 a des An- 
hangs VII des Statuts der Beamten der Gemein- 
schaften vorgesehene vorübergehende Pauschalzu- 


lage (Sekretariatszulage) nur auf Beamte sowie 
Bedienstete auf Zeit und Hilfskräfte gemäß den für 
sie geltenden Beschäftigungsbedingungen anwend- 
bar. 

Eine gewisse Anzahl Atomanlagenbediensteter - 
insgesamt 80 - sind jedoch als Büroassistent, Büro- 
sekretär oder Sekretär eingestellt worden und wer- 
den auf diesen Dienstposten verwendet. Beim ge- 
gegenwärtigen Stand der Regelung erhalten sie die 
vorübergehende Pauschalzulage nicht. 

Da bestimmte Atomanlagenbedienstete jedoch 
Aufgaben erfüllen, die denjenigen entsprechen, die 
zur Zahlung der Sekretariatszulage für Beamte und 
sonstige Bedienstete berechtigen, erscheint es er- 
forderlich, die Gewährung dieser Zulage für die 
Atomanlagenbediensteten vorzusehen. 

Die mit dieser Maßnahme verbundene Ausgabe 
beläuft sich auf 23.450 RE für das Jahr 1970; es 
stehen keinerlei Mittel zur Verfügung. 

Die Kommission würde es sehr begrüßen, wenn 
der Rat sobald wie möglich hierüber beschließen 
könnte. 

(Schlußformel) 

Anl.: Dok. KOM (70) 631 endg. 

gez. Jean REY 
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Vorschlag einer Verordnung (Euratom) des Rates 
zur Änderung der Regelung der Bezüge und der sozialen 
Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in Italien dienstlich verwendet werden 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 
zur Festlegung des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und der Beschäftigungsbe- 
dingungen für die sonstigen Bediensteten der Ge- 
meinschaften x ), insbesondere auf Artikel 4 Ab- 
satz 2 und Artikel 94 und 95 dieser Verordnung, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 9/63/Euratom des 
Rates vom 18. Dezember 1963 zur Regelung der 
Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Kernfor- 
schungsstelle, die in Italien dienstlich verwendet 
werden 2 ), zuletzt geändert durch die Verordnung 

Nr (Euratom) des Rates, insbesondere 

auf Artikel 17, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es obliegt dem Rat, auf Vorschlag der Kommission 
unter Zugrundelegung der Vorschriften und der 
örtlichen Gepflogenheiten, die Regelung der Be- 
züge der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsa- 
men Kernforschungsstelle für jeden Ort der dienst- 
lichen Verwendung festzulegen. 


Die Änderungen der Bezüge der Arbeitnehmer 
in den unter den Tarifvertrag „Metalmeccanici" 
fallenden Industriezweigen ab 1. Januar 1970 recht- 
fertigt eine neue Anpassung der Verordnung Nr. 
9/63/Euratom — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In die Verordnung 9/63/Euratom ist ein Artikel 
7 bis mit folgendem Wortlaut einzufügen: 

Ein Atomanlagenbediensteter, der auf dem Dienst- 
posten eines Büroassistenten, Bürosekretärs, Fern- 
schreibers, Maschinenschreibers, Bürohauptsekretärs 
oder Hauptsekretärs verwendet wird, kann eine 
vorübergehende Pauschalzulage erhalten. Die Höhe 
dieser Zulage und die Dauer der Gewährung werden 
vom Rat nach dem Verfahren des Artikels 65 Ab- 
satz 3 des Statuts der Beamten der Europäischen 
Gemeinschaften festgelegt. 

Artikel 2 

Die Tabelle der Bezüge im Anhang zur Verord- 
nung Nr. 9/63/Euratom erhält folgende Fassung: 

in Lire 


KLASSE I 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

| 9 

Gruppe 1 

170.200 

187.150 

J 196.100 

205.050 

214.000 

222.950 

231.900 

240.850 

249.800 

Gruppe 2 

164.700 

172.950 

181.200 

189.450 

197.700 

205.950 

214.200 

222.450 

230.700 

Gruppe 3 

138.100 

145.050 

152.000 

158.950 i 

165.900 : 

172.850 

179.800 

186.750 

193.700 

Gruppe 4 

124.600 

130.850 

137.100 

143.350 

149.600 

155.850 

162.100 

168.350 

174.600 

Gruppe 5 

107.150 

j__ i 

112.550 

117.950 

1 i 

i 

123.350 

128.750 

134.150 

139.550 

i 

144.950 

150.350 

KLASSE II 










Gruppe 1 

; 136.400 

143.250 

i i 

| 150.100 

156.950 

163.800 

170.650 

177.500 

. j 

184.350 

191.200 

Gruppe 2 

123.850 

130.050 

136.250 

142.450 

148.650 ! 

154.850 

; 161.050 

167.250 

173.450 

Gruppe 3 

107.150 

112.550 

117.950 

i 

123.350 

128.750 

134.150 

139.550 

144.950 

150.350 

Gruppe 4 

98.750 

103.700 

1 108.650 

113.600 

118.550 

123.500 

128.450 

; 133.400 , 

l | 

138.350 


Artikel 3 

Diese Verordnung wird mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1970 angewandt. 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L/56 
vom 4. März 1968, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 188 
vom 28. Dezember 1963, S. 2989/63 


Geschehen zu Brüssel, am . . 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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